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A. Legistik

1. Verfahrensgesetze
Durch die Aufregung um das StEntG fast unter der Wahrneh-
mungsschwelle sind Änderungen des AVG und des VStG in Kraft
getreten.1) Hier die wesentlichen Neuerungen im Überblick:
Ü Schluss des Ermittlungsverfahrens bei Entscheidungsreife

durch Verfahrensanordnung und – das ist neu – achtwöchige
Frist zur Bescheiderlassung, da sonst das Ermittlungsverfahren
wieder „eröffnet“ ist;

Ü Änderungen des verfahrenseinleitenden Antrags sind nur noch
bis zum Schluss des Ermittlungsverfahrens möglich;

Ü „Beraten statt strafen“ wird bei Vorliegen bestimmter Voraus-
setzungen im VStG verankert;

Ü Abschaffung der Beweislastumkehr des § 5 VStG bei Strafdro-
hungen von über E 50.000,–.2)

2. Standortanwalt und Neuerungen im UVP-Recht

Ganz iSd postulierten Deregulierung schlägt die Regierung eine
neue, zusätzliche Partei im UVP-Verfahren vor: den Standortan-
walt. Dieser soll die öffentlichen Interessen an der Verwirklichung
eines Vorhabens wahrnehmen. Zusätzlich sollen die Schutzgüter
entsprechend der UVP-Änderungs-RL angepasst werden. Mit der
Regelung, dass Beweisanträge und neues Vorbringen bis spätes-
tens zur mündlichen Verhandlung erstattet werden sollen, wird
zudem eine Prozessförderungspflicht eingeführt. Es soll neue Re-
gelungen für die Zuständigkeit bei Vorhaben, die Ländergrenzen
überschreiten, geben. Zentrale Neuerung des Entwurfs ist uE das
„Einfrieren“ des Stands der Technik zum Zeitpunkt der mündli-
chen Verhandlung. Diese Änderung könnte gerade bei langjähri-
gen Infrastrukturvorhaben wesentliche Bedeutung erlangen.3)

B. Judikatur

1. Keine ausländischen Bürgerinitiativen (BI)
Feldkirch soll einen Stadttunnel bekommen, eine liechtensteini-
sche BI Parteistellung nach dem UVP-G. So sah es zumindest
die Vbg LReg. Sowohl das BVwG als auch der VwGH sehen das
– hinsichtlich der Parteistellung für nicht österr BI – anders: Aus
dem klaren Wortlaut des § 19 Abs 4 UVP-G ergebe sich, dass nur
Personen, die nach dem österr Gemeindeverfassungsrecht zu Ge-
meinderatswahlen in den bezeichneten Gemeinden wahlberechtigt
sind, mit ihrer Unterschrift eine Stellungnahme gem § 9 Abs 4
UVP-G rechtskonform unterstützen könnten. Da die Mitglieder
der liechtensteinischen BI eben dort wohnhaft seien, sei eine recht-
mäßige Konstituierung als BI nicht möglich.

Ob diese Rechtsansicht auch Aarhus-konform ist, kann hinter-
fragt werden.4) Ennöckl jedenfalls vertritt die Meinung, dass auch
BI Teil der betroffenen Öffentlichkeit iSd AarhK sind.5) Diese
Frage wird letztlich in einem Anlassfall vom EuGH imWege eines
Vorabentscheidungsersuchens zu klären sein.

2. Die GRC macht’s möglich!
Der EuGH hat im Sommer die Klage mehrerer vom Klimawandel
betroffener Kl angenommen und das Verfahren eingeleitet. Kon-
kret richten sich die Kl gegen mehrere von Rat und EP beschlos-
sene Rechtsakte zur Treibhausgasreduktion. Vorgebracht wird da-

bei, dass die festgelegten Reduktionsziele nicht ausreichen würden,
um die Ziele des Pariser Übereinkommens zu erreichen. Auch die
gestarteten Aktionen würden nicht der technischen und wirt-
schaftlichen Kapazität der EU zur Emissionsreduktion entspre-
chen. Statt der bisher angestrebten Verminderung um 40% gegen-
über dem Niveau von 1990 sollten die Emissionen bis 2030 um 50
bis 60% gesenkt werden.

Als Rechtsgrundlage wählten die Kl die GRC und die darin ver-
brieften Eigentums- und Unversehrtheitsrechte und argumentier-
ten – bislang offensichtlich erfolgreich –, dass mit weiteren Grund-
rechtsverstößen zu rechnen wäre.6)

3. Abholzungen sind Rodungen

Der EuGH hat sich in seiner E v 7. 8. 2018 (C-329/17) zum österr
Tatbestand der Z 46 Anh 1 UVP-G geäußert. Der VwGH legte die
uneinheitlich gelöste Frage vor, ob die Fällung hiebsunreifer
Hochwaldbestände unter Stromfreileitungen zu einer Nutzung
von Waldboden zu waldfremden Zwecken führe und damit eine
Rodung darstelle.7) Und siehe da, der EuGH bejahte dies.

Laut EuGH handelt es sich bei den in Anh zur UVP-RL ent-
haltenen Begriffen um unionsrechtlich autonom auszulegende Be-
griffe. Aus dem Wortlaut der UVP-RL („Ersatzaufforstungen und
Abholzungen zum Zweck der Umwandlung in eine andere Boden-
nutzungsart“) würde sich ergeben, dass nicht alle Abholzungen
betroffen sind, sondern nur solche, die dazu dienen, die betreffen-
den Böden einer neuen Nutzung durchzuführen. Konsequenz
daraus ist laut EuGH, dass durch einen Trassenaufhieb die Errich-
tung und Bewirtschaftung einer Freileitung zur Übertragung von
elektrischer Energie ermöglicht werden soll, welche die betreffen-
den Böden einer neuen Nutzung zuführt. Ein Raum für mitglied-
staatlich autonome Interpretation würde nicht verbleiben; über-
dies sei die UVP-RL großzügig auszulegen.

Im Ergebnis sind Terrassenaufhiebe in der bislang gelebten ös-
terr Vollzugspraxis nunmehr als Rodungen iSd UVP-G einzustu-
fen. Damit werden wohl zahlreiche bislang nicht UVP-pflichtige
Leitungsprojekte UVP-pflichtig.8) Abhilfe könnte zB durch Anhe-
bung des Schwellenwerts für Rodungen oder Einführung eines ei-
genen Schwellenwerts für Trassenaufhiebe geschaffen werden,
weil der Eingriff durch Trassenaufhiebe ein geringerer ist als durch
Rodungen im österr Sinn.
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